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Merkblatt Betriebsbeauftragte 
 
 
 
 
Betriebsbeauftragte sind Arbeitnehmer oder nicht betriebsangehörige Personen, die vom Arbeit-
geber aufgrund verschiedener Gesetze auf den Gebieten des Umweltschutzes, des Arbeitsschut-
zes und des Datenschutzes zur Kontrolle und Einhaltung dieser Gesetze bestellt werden müssen. 
 
 

1. Abfallbeauftragter 

 
 
1.1 Pflicht zur Bestellung 
 
Seit 01.06.2012 ist die Novellierung des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (vormals: Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetz (KrW-/AbfG) vom 27.09.1994) in Kraft. Nach § 59 KrWG müssen die 
Betreiber genehmigungsbedürftiger Anlagen i. S. von § 4 Bundesimmissionsschutzgesetz (BIm-
SchG), Betreiber von Anlagen, in denen regelmäßig besonders überwachungsbedürftige Abfälle 
anfallen, sowie Betreiber ortsfester Sortier-, Verwertungs- oder Abfallbeseitigungsanlagen einen 
oder mehrere Abfallbeauftragte bestellen, sofern dies erforderlich ist. 
 
Erforderlichkeit ist nach § 59 KrWG in Verbindung mit der Abfallbeauftragtenverordnung z. B. in 
dem Fall anzunehmen, wenn in den Anlagen im Kalenderjahr über 100 Tonnen gefährliche oder 
über 2.000 Tonnen ungefährliche Abfälle anfallen, zu verwerteten oder zu beseitigten sind. 
 
Weitere Regelungen über die Pflicht zur Bestellung enthält die Abfallbeauftragtenverordnung. 
Auch kann die zuständige Abfallrechtsbehörde die Pflicht zu Bestellung im Einzelfall anordnen. 
 
Ist nach § 53 BImSchG ein Immissionsschutzbeauftragter (s. Ziff. 5) oder nach § 64 Wasserhaus-
haltsgesetz ein Gewässerschutzbeauftragter zu bestellen, so können diese auch die Aufgaben 
und Pflichten eines Abfallbeauftragten wahrnehmen. 
 
1.2 Pflichten des Betreibers 
 
Der Betreiber hat den Abfallbeauftragten schriftlich zu bestellen und der Behörde anzuzeigen. 
Zum Abfallbeauftragten darf nur bestellt werden, wer die zur Erfüllung seiner Aufgaben erforder-
liche Sachkunde und Zuverlässigkeit besitzt. Der Betreiber hat den Abfallbeauftragten bei der 
Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen und ihm insbesondere, soweit dies zur Erfüllung seiner 
Aufgaben erforderlich ist, Hilfspersonal sowie Räume, Einrichtungen, Geräte und Mittel zur Ver-
fügung zu stellen § 60 Abs. 3 KrWG i. V. m. § 55 BImSchG. 
 
1.3 Aufgaben und Befugnisse 
 
Der Abfallbeauftragte ist nach § 60 Abs. 1 KrWG insbesondere berechtigt und verpflichtet 
 
– den Weg der Abfälle von ihrer Entstehung oder Anlieferung bis zu ihrer Beseitigung zu 

überwachen, 
– die Einhaltung der für die Beseitigung von Abfällen geltenden Gesetze und Rechtsvorschrif-

ten zu überwachen, 
– die Betriebsangehörigen über schädliche Umwelteinwirkungen aufzuklären, 
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– die Betriebsangehörigen über besondere Gefahren, die von Abfällen ausgehen können, 
aufzuklären, 

– auf die Reduzierung der Abfälle und auf die ordnungsgemäße Verwertung der im Betrieb 
entstehenden Reststoffe hinzuwirken. 
 

1.4 Stellungnahme zu Investitionsentscheidungen 
 
Der Betreiber hat vor Investitionsentscheidungen, die für die Abfallbeseitigung bedeutsam sein 
können, rechtzeitig eine Stellungnahme des Abfallbeauftragten einzuholen § 60 Abs. 3 KrWG i. 
V. m. § 56 BImSchG). 
 
1.5 Vortragsrecht 
 
Der Abfallbeauftragte muss seine Vorschläge und Bedenken unmittelbar der entscheidenden 
Stelle vortragen können, wenn er sich mit dem zuständigen Betriebsleiter nicht einigen konnte 
und er wegen der besonderen Bedeutung der Sache eine Entscheidung dieser Stelle für erfor-
derlich hält § 60 Abs. 3 KrWG i. V. m. § 57 BImSchG). 
 
1.6 Benachteiligungsverbot / Sonderkündigungsschutz 
 
Der Abfallbeauftragte darf wegen der Erfüllung der ihm übertragenen Aufgaben nicht benachtei-
ligt werden. Während seiner Amtszeit und bis zum Ablauf eines Jahres nach der Abberufung 
genießt er einen besonderen Kündigungsschutz § 60 Abs. 3 KrWG i. V. m. § 58 BImSchG, siehe 
5.7): Eine Kündigung ist insoweit nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist zulässig. Der nachwirkende Kündigungsschutz entfällt, wenn der Beauf-
tragte Arbeitnehmer sein Amt freiwillig, ohne dass der Arbeitgeber hierzu Veranlassung gegeben 
hätte, niederlegt.  
 
 

2. Brandschutzbeauftragter 

 
 
2.1 Pflicht zur Bestellung 
 
Grundsätzlich sind Brandschutzbeauftragte zu bestellen, soweit dies in den Sonderbauverord-
nungen der Bundesländer vorgesehen ist. Daneben sieht die Muster-Industriebau-Richtlinie für 
Industriebauten die Verpflichtung zur Benennung von Brandschutzbeauftragten vor. Aufgrund der 
Papierproduktion innewohnenden Brandgefahr hat jede Papierfabrik einen Brandschutzbeauf-
tragten zu bestellen.  
 
Brandschutzbeauftragte werden vom Arbeitgeber schriftlich bestellt. In der Bestellung sind insbe-
sondere der Zuständigkeitsbereich und die Aufgaben des Brandschutzbeauftragten zu benennen.  
 
2.2 Aufgaben und Befugnisse  
 
Der Brandschutzbeauftragte hat insbesondere folgende Aufgaben: 
 
– Erstellen/Fortschreiben der Brandschutzordnung,  
– Mitwirken bei Beurteilungen der Brandgefährdung an Arbeitsplätzen,  
– Mitwirken bei der Ermittlung von Brand- und Explosionsgefahren,  
– Mitwirken bei der Ausarbeitung von Betriebsanweisungen, soweit sie den Brandschutz be-

treffen,  
– Mitwirken bei baulichen, technischen und organisatorischen Maßnahmen, soweit sie den 

Brandschutz betreffen,  
– Mitwirken bei der Einhaltung von Brandschutzbestimmungen bei Neu-, Um- und Erweite-

rungsbauten, Nutzungsänderungen, Anmietungen und Beschaffungen.  
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2.3 Pflicht des Unternehmers  
 
Der Brandschutzbeauftragte sollte unmittelbar dem Arbeitgeber unterstellt sein. Er sollte zu allen 
den Brandschutz betreffenden Fragestellungen des Unternehmens – schon bei der Planung – 
rechtzeitig eingebunden werden.  
 
2.4 Benachteiligungsverbot / kein Sonderkündigungsschutz 
 
Brandschutzbeauftragte sind bei der Anwendung ihrer brandschutztechnischen Fachkunde wei-
sungsfrei. Sie dürfen wegen der Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgaben nicht benachteiligt 
werden. Sie haben aber keinen besonderen und auch keinen nachwirkenden Kündigungsschutz.  
 
 

3. Datenschutzbeauftragter 

 
 
3.1 Pflicht zur Bestellung 
 
Jede nichtöffentliche Stelle, deren Kerntätigkeit darin liegt, Datenverarbeitung zur umfangreichen 
und systematischen Überwachung von betroffenen Personen oder die Verarbeitung besonders 
geschützter Daten (sensitive Daten nach Art. 9 Abs. 1 Europäische Datenschutzgrundverord-
nung) zu betreiben, hat zwingend einen Datenschutzbeauftragen zu bestellen (Art. 37 Abs. 1 EU-
DSGVO).  
 
Das Gleiche gilt, wenn in der Regel mindestens zehn Arbeitnehmer ständig mit der automatisier-
ten Verarbeitung personenbezogener Daten beschäftigt sind. Unabhängig von der Mitarbeiteran-
zahl haben auch Unternehmen, die geschäftsmäßig zum Zweck der Übermittlung, der anonymi-
sierten Übermittlung oder für Zwecke der Markt- oder Meinungsforschung Daten erheben oder 
verarbeiten einen Datenschutzbeauftragten zu bestellen (§ 38 Abs. 1 Bundesdatenschutzgesetz). 
 
Der Datenschutzbeauftragte kann, muss aber nicht Arbeitnehmer des Unternehmens sein. Zum 
Datenschutzbeauftragten darf nur bestellt werden, wer die erforderliche Fachkunde und Zuver-
lässigkeit besitzt (Art. 37 Abs. 5 EU-DSGVO). 
 
Die Bestellung eines gemeinsamen Datenschutzbeauftragten für mehrerer Unternehmen einer 
Unternehmensgruppe oder eines Konzerns ist ebenfalls zulässig. 
 
3.2 Aufgaben 
 
Der Datenschutzbeauftragte hat die Ausführung und Einhaltung der Datenschutzvorschriften 
(EU-DSGVO, BDSG) sicherzustellen und hierzu die an den Verarbeitungsvorgängen beteiligten 
Mitarbeiter zu sensibilisieren und ggf. zu schulen. Ferner hat der Datenschutzbeauftragte den 
Arbeitgeber hinsichtlich dessen Datenschutzpflichten zu unterrichten und zu beraten. 
 
3.3 Rechte und Pflichten 
 
Der Datenschutzbeauftragte berichtet unmittelbar der höchsten Leitungsebene des Unterneh-
mens. Der Datenschutzbeauftragte ist auf dem Gebiet des Datenschutzes weisungsfrei. Ferner 
hat der Arbeitgeber den Datenschutzbeauftragten zu unterstützen und ihm insbesondere, soweit 
dies zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich ist, sämtliche Ressourcen zur Verfügung zu stel-
len. Die betrifft insbesondere Hilfspersonal sowie Räume, Einrichtungen, Geräte und Mittel sein. 
Der Datenschutzbeauftrage hat Anspruch auf Freistellung und Kostenübernahme notwendiger 
Fortbildungsmaßnahmen. 
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3.4 Abberufung des Datenschutzbeauftragten 
 
Sofern die Bestellung eines Datenschutzbeauftragten verpflichtend ist, kann dieser nur aus wich-
tigem Grund in entsprechender Anwendung von § 626 BGB (außerordentliche Kündigung) abbe-
rufen werden (§§ 38 Abs. 2, 6 Abs. 4, S. 1 BDSG).  
 
Allerdings endet die Bestellung zum Datenschutzbeauftragten auch bei einer Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses beispielsweise durch wirksame Kündigung aus wichtigem Grund oder durch 
Aufhebungsvertrag. 
 
3.5 Sonderkündigungsschutz 
 
Der Datenschutzbeauftragte darf während seiner Bestellung und auch innerhalb eines Jahres 
nach seiner Abberufung nur aus wichtigem Grund gekündigt werden (§§ 38 Abs. 2, 6 Abs. 4, S. 
2 und 3 BDSG). Der nachwirkende Kündigungsschutz entfällt, wenn der Beauftragte Arbeitneh-
mer sein Amt freiwillig, ohne dass der Arbeitgeber hierzu Veranlassung gegeben hätte, nieder-
legt.  
 
 

4. Gefahrgutbeauftragter 

 
 
4.1 Pflicht zur Bestellung 
 
Unternehmen, die an der Beförderung gefährlicher Güter mit Eisenbahn-, Straßen-, Wasser- oder 
Luftfahrzeugen beteiligt sind, haben nach § 3 Gefahrgutbeauftragtenverordnung (GbV) mindes-
tens einen Gefahrgutbeauftragten schriftlich zu bestellen, soweit nicht einer der Befreiungstatbe-
stände des § 2 GbV eingreift. 
 
4.2 Aufgaben und Befugnisse 
 
Der Gefahrgutbeauftragte ist gemäß § 8 GbV insbesondere berechtigt und verpflichtet, 
 
– die Einhaltung der Vorschriften über die Beförderung gefährlicher Güter zu überwachen, 
– schriftliche Aufzeichnungen über seine Überwachungstätigkeit zu machen, 
– nach Unfällen einen Unfallbericht zu erstellen. 
 
4.3 Pflichten des Unternehmers 
 
Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass der Gefahrgutbeauftragte an der vorgeschriebenen 
Schulung teilnehmen und seine Vorschläge und Bedenken unmittelbar der entscheidenden Stelle 
im Unternehmen vortragen kann (§ 9 Abs. 2 GbV). 
 
4.4 Benachteiligungsverbot / kein Sonderkündigungsschutz 
 
Der Gefahrgutbeauftragte darf wegen der Erfüllung der ihm übertragenen Aufgaben nicht be-
nachteiligt werden, hat aber keinen besonderen Kündigungsschutz (§ 9 Abs. 1 GbV). 
 
 

5. Gewässerschutzbeauftragter 

 
 
5.1 Pflicht zur Bestellung 
 
Benutzer von Gewässern, die an einem Tag mehr als 750 m3 Abwasser einleiten dürfen, haben 
einen oder mehrere Gewässerschutzbeauftragte zu bestellen (§ 64 des Wasserhaushaltsgeset-
zes - WHG). 
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5.2 Aufgaben und Befugnisse 
 
Der Gewässerschutzbeauftragte ist gem. § 65 WHG insbesondere berechtigt und verpflichtet, 
 
– die Einhaltung von Vorschriften im Interesse des Gewässerschutzes zu überwachen, 
– auf die Vermeidung oder Verminderung des Abwasseranfalls hinzuwirken, 
– die Betriebsangehörigen über die in dem Betrieb verursachten Abwässerbelastungen sowie 

über die Einrichtungen zu ihrer Verhinderung aufzuklären. 
 
Über diese Aufgaben hat der Gewässerschutzbeauftragte gemäß § 65 Abs. 2 WHG jährlich dem 
Gewässerbenutzer einen Bericht zu erstatten. 
 
5.3 Pflichten des Benutzers 
 
Der Benutzer hat den Gewässerschutzbeauftragten schriftlich zu bestellen und der Behörde an-
zuzeigen. Zum Gewässerschutzbeauftragten darf nur bestellt werden, wer die zur Erfüllung seiner 
Aufgaben erforderliche Fachkunde und Zuverlässigkeit besitzt. Der Benutzer hat den Gewässer-
schutzbeauftragten bei der Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen und ihm insbesondere, so-
weit dies zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich ist, Hilfspersonal sowie Räume, Einrichtun-
gen, Geräte und Mittel zur Verfügung zu stellen (§ 66 WHG i. V. m. § 55 BImSchG). 
 
5.4 Stellungnahme 
 
Der Benutzer hat vor Entscheidungen über die Einführung von Verfahren und Erzeugnissen so-
wie vor Investitionsentscheidungen, die für den Gewässerschutz bedeutsam sein können, recht-
zeitig eine Stellungnahme des Gewässerschutzbeauftragten einzuholen (§ 66 WHG i. V. m. § 56 
BImSchG). 
 
5.5 Vortragsrecht 
 
Der Gewässerschutzbeauftragte muss seine Vorschläge oder Bedenken unmittelbar der ent-
scheidenden Stelle vortragen können, wenn er sich mit dem zuständigen Betriebsleiter nicht ei-
nigen konnte und er wegen der besonderen Bedeutung der Sache eine Entscheidung dieser 
Stelle für erforderlich hält (§ 66 WHG i. V. m. § 57 BImSchG). 
 
5.6 Benachteiligungsverbot und Sonderkündigungsschutz 
 
Der Gewässerschutzbeauftragte darf wegen der Erfüllung der ihm übertragenen Aufgaben nicht 
benachteiligt werden. Während seiner Amtszeit und bis zum Ablauf eines Jahres nach der Abbe-
rufung genießt er einen besonderen Kündigungsschutz (§ 66 WHG i. V. m. § 58 BImSchG): Eine 
Kündigung ist insoweit nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes ohne Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist zulässig. Der nachwirkende Kündigungsschutz entfällt, wenn der Beauftragte Arbeit-
nehmer sein Amt freiwillig, ohne dass der Arbeitgeber hierzu Veranlassung gegeben hätte, nie-
derlegt. 
 
 

6. Immissionsschutzbeauftragter 

 
 
6.1 Pflicht zur Bestellung 
 
Betreiber von genehmigungsbedürftigen Anlagen im Sinne des § 4 des BImSchG, haben einen 
oder mehrere Immissionsschutzbeauftragte zu bestellen, sofern dies im Hinblick auf die Art oder 
die Größe der Anlage erforderlich ist (§ 53 BImSchG). Im Einzelnen ist in der Verordnung über 
Immissionsschutz- und Störfallbeauftragte (5. BImSchV) geregelt, welche Unternehmen einen 
Immissionsschutzbeauftragten zu bestellen haben.  
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Abgesehen davon kann die Behörde die Bestellung eines Immissionsschutzbeauftragten anord-
nen (§ 53 Abs. 2 BImSchG).  
 
6.2 Aufgaben und Befugnisse 
 
Der Immissionsschutzbeauftragte ist gem. § 54 BImSchG insbesondere berechtigt und verpflich-
tet, 
 
– auf die Entwicklung und Einführung umweltfreundlicher Verfahren und Erzeugnisse hinzu-

wirken, 
– die Einhaltung der Vorschriften über den Immissionsschutz zu überwachen, 
– die Betriebsangehörigen über die von der Anlage verursachten schädlichen Umwelteinwir-

kungen sowie über die Einrichtungen zu ihrer Verhinderung aufzuklären. 
 
6.3 Pflichten des Betreibers 
 
Der Betreiber hat den Immissionsschutzbeauftragten schriftlich zu bestellen und der Behörde an-
zuzeigen. Der Betreiber darf zum Immissionsschutzbeauftragten nur bestellen, wer die zur Erfül-
lung seiner Aufgaben erforderliche Fachkunde und Zuverlässigkeit besitzt. Der Betreiber hat den 
Immissionsschutzbeauftragten bei der Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen und ihm insbe-
sondere, soweit dies zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich ist, Hilfspersonal sowie Räume, 
Einrichtungen, Geräte und Mittel zur Verfügung zu stellen (§ 55 BImSchG). 
 
6.4 Stellungnahme zu Entscheidungen 
 
Der Betreiber hat vor Entscheidungen über die Einführung von Verfahren und Erzeugnissen so-
wie vor Investitionsentscheidungen, die für den Immissionsschutz bedeutsam sein können, recht-
zeitig eine Stellungnahme des Immissionsschutzbeauftragten einzuholen (§ 56 BImSchG). 
 
6.5 Vortragsrecht 
 
Der Immissionsschutzbeauftragte muss seine Vorschläge und Bedenken unmittelbar der Ge-
schäftsleitung vortragen können, wenn er sich mit dem zuständigen Betriebsleiter nicht einigen 
konnte und er wegen der besonderen Bedeutung der Sache eine Entscheidung der Geschäfts-
leitung für erforderlich hält (§ 57 BImSchG). 
 
6.6 Benachteiligungsverbot und Sonderkündigungsschutz 
 
Der Immissionsschutzbeauftragte darf wegen der Erfüllung der ihm übertragenen Aufgaben nicht 
­benachteiligt werden (§ 58 Abs. 1 BImSchG). 
 
Ist der Immissionsschutzbeauftragte Arbeitnehmer des Unternehmens, so ist allein die Kündigung 
aus wichtigem Grund zulässig. Auch nach Abberufung des Immissionsschutzbeauftragten ist ein 
Jahr lang die ordentliche Kündigung ausgeschlossen (§ 58 Abs. 2 BImSchG). Der nachwirkende 
Kündigungsschutz entfällt, wenn der Beauftragte Arbeitnehmer sein Amt freiwillig, ohne dass der 
Arbeitgeber hierzu Veranlassung gegeben hätte, niederlegt. 
 
 

7. Sicherheitsbeauftragter 

 
 
7.1 Pflicht zur Bestellung 
 
Neben den nach dem Arbeitssicherheitsgesetz zu verpflichtenden Betriebsärzten und Sicher-
heitsfachkräften sind nach § 22 SGB VII in Unternehmen mit mehr als 20 Beschäftigten ein oder 
mehrere Betriebsangehörige als Sicherheitsbeauftragte zu bestellen. Die Berufsgenossenschaf-
ten können für ­Betriebe mit geringer/besonderer Unfallgefahr die Zahl der Beschäftigten, von 
denen an Sicherheitsbeauftragte zu bestellen sind, auf über/unter 20 erhöhen/ermäßigen. 
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7.2 Beteiligung des Betriebsrats 
 
Die Bestellung des Sicherheitsbeauftragten hat unter „Beteiligung“ des Betriebsrats zu erfolgen 
(§ 22 Abs. 1 SGB VII). Dies bedeutet, dass dem Betriebsrat kein echtes Mitbestimmungsrecht bei 
der Bestellung zusteht.  
 
7.3 Aufgaben und Stellung 
 
Die Sicherheitsbeauftragten haben den Unternehmer bei der Durchführung der Maßnahmen zur 
Verhütung von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten zu unterstützen, insbesondere sich von 
dem Vorhandensein und der ordnungsgemäßen Benutzung der vorgeschriebenen Schutzeinrich-
tungen und persönlichen Schutzausrüstungen zu überzeugen und auf Unfall- und Gesundheits-
gefahren für die Versicherten aufmerksam zu machen (§ 22 Abs. 2 SGB VII). 
 
7.4 Benachteiligungsverbot / kein Sonderkündigungsschutz 
 
Die Sicherheitsbeauftragten dürfen wegen der Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgaben nicht 
benachteiligt werden (§ 22 Abs. 3 SGB VII), sie haben jedoch keinen besonderen Kündigungs-
schutz. 
 
 

8. Störfallbeauftragter 

 
 
8.1 Pflicht zur Bestellung 
 
Betreiber von genehmigungsbedürftigen Anlagen im Sinne des § 4 des Bundesimmissions- 
schutzgesetzes haben einen oder mehrere Störfallbeauftragte zu bestellen, sofern dies im Hin-
blick auf die Art oder die Größe der Anlage erforderlich ist (§ 58a BImSchG). Im Einzelnen ist in 
der Verordnung über Immissionsschutz- und Störfallbeauftragte (5. BImSchV) geregelt, welche 
Unternehmen Störfallbeauftragte zu bestellen haben. 
 
8.2 Aufgaben und Befugnisse 
 
Der Störfallbeauftragte ist gem. § 58b BImSchG insbesondere berechtigt und verpflichtet, 
 
– auf die Verbesserung der Sicherheit der Anlage hinzuwirken, 
– dem Betreiber unverzüglich Störungen des Betriebs mitzuteilen, die zu Gefahren für die 

Allgemeinheit und die Nachbarschaft führen können, 
– Mängel, die den Brandschutz betreffen, unverzüglich dem Betreiber mitzuteilen. 
 
8.3 Betreiberpflichten 
 
Die Vorschriften für den Immissionsschutzbeauftragten gelten entsprechend (§ 58c BImSchG). 
 
8.4 Benachteiligungsverbot und Sonderkündigungsschutz 
 
Für den Störfallbeauftragten gilt hinsichtlich Benachteiligungsverbot und Sonderkündigungs-
schutz das gleiche wie für den Immissionsschutzbeauftragten (§ 58d BImSchG): Ist der Störfall-
beauftragte Arbeitnehmer des Unternehmens, so ist allein die Kündigung aus wichtigem Grund 
zulässig. Auch nach Abberufung des Störfallbeauftragten ist ein Jahr lang die ordentliche Kündi-
gung ausgeschlossen (§§ 58d, 58 Abs. 2 BImSchG). Der nachwirkende Kündigungsschutz ent-
fällt, wenn der Beauftragte Arbeitnehmer sein Amt freiwillig, ohne dass der Arbeitgeber hierzu 
Veranlassung gegeben hätte, niederlegt. 
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9. Strahlenschutzbeauftragter 

 
 
9.1 Pflicht zur Bestellung 
 
Betriebe, die mit radioaktiven Stoffen oder Kernbrennstoffen umgehen, die Anlagen zur Erzeu-
gung ionisierender Strahlen errichten oder betreiben wollen oder radioaktive Mineralien aufsu-
chen, gewinnen oder aufbereiten, haben - soweit dies notwendig ist - die erforderliche Anzahl von 
Strahlenschutzbeauftragten schriftlich zu bestellen und der Behörde unverzüglich anzuzeigen (§ 
31 StrlSchV). 
 
9.2 Aufgaben und Befugnisse 
 
Der Strahlenschutzbeauftragte hat dafür zu sorgen, dass die Schutzvorschriften der StrlSchV und 
die von der zuständigen Behörde erlassenen Anordnungen und Auflagen eingehalten werden. Er 
hat dafür zu sorgen, dass bei Gefahr für Leben, Gesundheit oder bedeutende Sachgüter geeig-
nete Maßnahmen zur Abwendung dieser Gefahr unverzüglich getroffen werden (§ 33 Abs. 2 
StrlSchV). 
 
9.3 Zusammenarbeit mit BR 
 
Der Strahlenschutzbeauftragte hat bei der Erfüllung seiner Aufgaben mit dem Betriebsrat oder 
dem Personalrat und den Fachkräften für Arbeitssicherheit zusammenzuarbeiten und sie über 
wichtige Angelegenheiten des Strahlenschutzes zu unterrichten und auf Verlangen zu beraten. 
(§ 32 Abs. 4 StrlSchV). 
 
9.4 Benachteiligungsverbot / kein Sonderkündigungsschutz 
 
Der Strahlenschutzbeauftragte darf bei der Erfüllung seiner Pflichten nicht behindert und wegen 
deren Erfüllung nicht benachteiligt werden. Steht der Strahlenschutzbeauftragte in einem Arbeits-
verhältnis mit dem zur Bestellung verpflichteten Strahlenschutzverantwortlichen, so ist die Kün-
digung des Arbeitsverhältnisses nur aus wichtigem Grund zulässig (§ 70 Abs. 6 StrlSchG). Nach 
der Abberufung als Strahlenschutzbeauftragter ist die Kündigung innerhalb eines Jahres nach 
der Beendigung der Bestellung nur aus wichtigem Grund zulässig.  
 


